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208. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 24. April 1987
über die Registergebühren nach dem Dünge-
mittelgesetz (Düngemittel-Registergebühren-

verordnung)

Auf Grund des § 30 des Düngemittelgesetzes,
BGBl. Nr. 488/1985, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. Für die im Düngemittelregister eingetrage-
nen Düngemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate
und Pflanzenhilfsmittel ist von der Partei eine
Registergebühr zu entrichten.

§ 2. (1) Die Registergebühr beträgt für den Zeit-
raum vom 1. Juli eines Jahres bis zum 30. Juni des
Folgejahres (Bemessungszeitraum) 5000 S.

(2) Die Gebühr ist erstmals für den auf die Ein-
tragung in das Düngemittelregister folgenden
Bemessungszeitraum zu entrichten.

§ 3. (1) Von der Gebühr ist die Partei auf ihren
Antrag mit Bescheid des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft zu befreien, wenn ein Dünge-
mittel, Bodenhilfsstoff, Kultursubstrat oder Pflan-
zenhilfsmittel derselben Partei mit derselben
Zusammensetzung, aber unter einer anderen Han-
delsbezeichnung bereits in das Düngemittelregister
eingetragen ist.

(2) Der Antrag auf Gebührenbefreiung ist bis
spätestens einen Monat vor Beginn des Bemes-
sungszeitraumes, für den die Gebührenbefreiung
erstmals gelten soll, beim Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft einzubringen.

§ 4. Die Gebühr ist mit Erlagschein auf das Post-
scheckkonto Nr. 5060.007 des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft für ein Jahr im vor-
aus zu entrichten. Wird die Gebühr nicht rechtzei-
tig oder nicht in der vorgeschriebenen Höhe ent-
richtet, so ist die Gebühr oder der Fehlbetrag vom
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft mit
Bescheid vorzuschreiben.

§ 5. Der erste Bemessungszeitraum ist der Zeit-
raum vom 1. Juli 1987 bis zum 30. Juni 1988. Die
Registergebühr für diesen Bemessungszeitraum ist
bis zum 31. August 1987 zu entrichten. Soll die
Gebührenbefreiung gemäß § 3 Abs. 1 erstmals für
diesen Bemessungszeitraum gelten, ist der Antrag
auf Gebührenbefreiung bis spätestens 31. Juli 1987
beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
einzubringen.

§6. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1987 in
Kraft.
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209. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 13. Mai
1987, mit der die Entgeltsrichtlinienverord-

nung 1986 geändert wird

Auf Grund des § 13 Abs. 3 des Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1979, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 520/
1981, 482/1984 und 559/1985 wird verordnet:

Artikel I

Die Entgeltsrichtlinienverordnung 1986, BGBl.
Nr. 311, wird wie folgt geändert:

§ 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b lautet:
„a) bei Überlassung in Miete oder sonstige Nut-

zung 1 452 S je Jahr und
b) bei Übertragung in das Eigentum, Miteigen-

tum oder Einräumung des Wohnungseigen-
tums 1 824 S zuzüglich Umsatzsteuer je Jahr
beträgt,"

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1987 in
Kraft.

Graf

4 132



1492 82. Stück — Ausgegeben am 29. Mai 1987 — Nr. 210

210. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 21. Mai
1987 über die Festlegung eines Warenkontin-

gentes in der Ausfuhr

Auf Grund der §§12 und 13 des Außenhandels-
gesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, wird im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen verord-
net:

§ 1. (1) Für die Ausfuhr der in der Anlage 1 die-
ser Verordnung genannten Waren mit Ursprungs-
land Österreich und Bestimmungsland Vereinigte
Staaten von Amerika wird für die Zeit vom 1. bis
30. Juni 1987 nach Maßgabe der Anlage 1 ein men-
genmäßiges Ausfuhrkontingent festgelegt. Im Rah-
men dieses Kontingents werden Ausfuhrbewilligun-
gen nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmun-
gen erteilt.

(2) Für die Ausfuhr der dieser Verordnung
unterliegenden Waren ist weiters ein amtlich aufge-
legtes Formular gemäß Anlage 2 der Verordnung
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie über die Festlegung von Warenkontin-
genten in der Ausfuhr, BGBl. Nr. 110/1986, in
dreifacher Ausfertigung erforderlich. Das Zollamt
hat die Ausfuhr in dem dafür vorgesehenen Feld zu
bestätigen.

(3) Der Ursprung der Ware in Österreich ist
durch Vorlage eines Ursprungszeugnisses im Sinne
des §4 Abs. 6 des Zollgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 129, nachzuweisen.

§ 2. Die Verteilung des Kontingents erfolgt nach
den Bewilligungsgrundsätzen des Außenhandelsge-
setzes 1984. Die Kontingente werden erstmalig auf
der Grundlage aller nach dem 1. Juni 1987 einge-
langten und am 4. Juni 1987 vorliegenden Anträge,
soweit diese ordnungsgemäß und vollständig sind,
unter den Antragstellern, die für sich oder ihre
Konzernunternehmungen in der Zeit vom 1. Okto-
ber 1984 bis 31. Dezember 1985 getätigte Ausfuh-
ren von in der Anlage 1 genannten Waren mit
Ursprungsland Österreich und Bestimmungsland
Vereinigte Staaten von Amerika nachweisen, ver-
teilt. Zum Nachweis der Ausfuhr ist von den
Antragstellern mit dem Antrag dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten insbesondere
ein mit der zollamtlichen Austrittsbestätigung oder
einer Aufgabebestätigung eines öffentlichen Ver-
kehrsunternehmens versehenes Blatt 2 der Ausfuhr-
erklärung vorzulegen.

§ 3. (1) Liegen mehrere Anträge eines Antragstel-
lers vor, gelten sie für die Verteilung als ein Antrag.
Findet die in den Anträgen nach § 2 enthaltene

Gesamtmenge in dem Kontingent Deckung, sind
sämtliche Anträge in voller Höhe zu befriedigen.

(2) Übersteigt die in den Anträgen nach § 2 ent-
haltene Gesamtmenge die Höhe des Kontingents,
bleibt jedoch die Gesamtmenge der gemäß § 2
nachgewiesenen Lieferungen unter der Höhe dieses
Kontingents, ist der den nachgewiesenen Lieferun-
gen entsprechende Teil des Kontingents unter die
Antragsteller nach Maßgabe der nachgewiesenen
Lieferungen aufzuteilen. Der verbleibende Rest des
Kontingents ist durch die nicht durch nachgewie-
sene Lieferungen abgedeckte Gesamtmenge der
Anträge zu dividieren und gemäß dem sich so erge-
benden Quotienten auf jene Antragsteller aufzutei-
len, die in ihren Anträgen auch nicht durch nachge-
wiesene Lieferungen abgedeckten Mengen bean-
sprucht haben.

(3) Übersteigt nicht nur die in den Anträgen
nach § 2 enthaltene Gesamtmenge, sondern auch
die Gesamtmenge der gemäß § 2 nachgewiesenen
Lieferungen die Höhe des Kontingents, ist das
Kontingent durch die Summe der nachgewiesenen
Lieferungen zu dividieren und gemäß dem sich so
ergebenden Quotienten auf die Antragsteller nach
Maßgabe der von ihnen jeweils nachgewiesenen
Lieferungen aufzuteilen.

§ 4. Sind Kontingente auf Grund der erstmaligen
Verteilung nach den §§ 2 und 3 nicht erschöpft,
werden nach dem 4. Juni 1987 einlangende Anträge
nach Maßgabe des Datums ihres Einlangens
berücksichtigt, bis das Kontingent erschöpft ist.
Liegen mehrere Anträge vor, die am gleichen Tag
eingelangt sind und die zusammen den noch nicht
zugeteilten Rest des Kontingents übersteigen, ist
dieser Rest durch die Zahl der Anträge zu dividie-
ren. Sodann sind jene Anträge, deren Höhe den
sich nach dem zweiten Satz ergebenden Quotien-
ten nicht überschreitet, in voller Höhe zu befriedi-
gen. Der verbleibende Rest des Kontingents ist
neuerlich durch die Zahl der verbleibenden Anträge
zu dividieren und Anträge, die in dem sich so erge-
benden Quotienten Deckung finden, sind zu befrie-
digen. Überschreiten schließlich sämtliche Anträge
den Quotienten, ist das Kontingent bzw. dessen
Rest auf sämtliche Anträge in gleicher Höhe aufzu-
teilen.

§ 5. (1) Bewilligungen im Rahmen des Kontin-
gents sind nach Ausnützung oder nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer unverzüglich dem Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten zu über-
mitteln.

(2) Wird auf Grund der rückgelangten Bewilli-
gungen, die auf das Kontingent der Anlage 1 dieser
Verordnung angerechnet wurden, festgestellt, daß
diese ganz oder teilweise nicht ausgenützt wurden,
ist die nicht ausgenützte Menge dem Kontingent
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zuzuweisen und nach Maßgabe des § 4 zur Vertei-
lung zu bringen.

§6. Diese Verordnung tritt mit 1. Juni 1987 in
Kraft.
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Anlage 1

2 1 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
18. Mai 1987 über die Aufhebung einiger
Worte in § 47 Abs. 1 des Mediengesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 19. März 1987, G 147—157/86-12,
G 158—160/86-12, dem Bundeskanzler zugestellt
am 24. April 1987, die Wortfolge „und, sofern es
der Verfügungsberechtigte nicht untersagt, an
anderen öffentlichen Orten" in § 47 Abs. 1 des
Mediengesetzes, BGBl. Nr. 314/1981, als verfas-
sungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.
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